
steller ein solches Schreiben in einen eventuell vorhandenen eigenen
Briefkasten des Minderj�hrigen einwerfen. Will der Ausbildende die-
ses Risiko vermeiden, muss er das K�ndigungsschreiben an die El-
tern als gesetzliche Vertreter des Auszubildenden adressieren (BAG
v. 8.12.2011, Az. 6 AZR 354/10).

III. K�ndigungsfristen
Eine ordentliche K�ndigung des Arbeitsverh�ltnisses kann nur
unter Einhaltung der einschl�gigen K�ndigungsfrist erfolgen.
Das Gesetz schreibt Mindestk�ndigungsfristen vor, von denen
nur in den nachfolgend ausgef�hrten F�llen abgewichen wer-
den kann.

1. Gesetzliche K�ndigungsfristen
Das Gesetz sieht in § 622 Abs. 1 BGB eine K�ndigungsfrist von
vier Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats
vor. Je nach Dauer der Besch�ftigung verl�ngert sich die ge-
setzliche K�ndigungsfrist f�r eine K�ndigung durch den Arbeit-
geber ab dem zweiten Jahr der Besch�ftigung im Betrieb des
Arbeitgebers wie folgt:

Besch�ftigungsdauer K�ndigungsfrist zum
Monatsende

mehr als 2 Jahre 1 Monat

mehr als 5 Jahre 2 Monate

mehr als 8 Jahre 3 Monate

mehr als 10 Jahre 4 Monate

mehr als 12 Jahre 5 Monate

mehr als 15 Jahre 6 Monate

mehr als 20 Jahre 7 Monate

Diese gesetzlichen K�ndigungsfristen gelten nur f�r eine K�n-
digung durch den Arbeitgeber. F�r den Arbeitnehmer bleibt es
auch bei l�ngeren Besch�ftigungsverh�ltnissen bei der Vierwo-
chenfrist des § 622 Abs. 1 BGB.

WICHTIG !
F�r K�ndigungen des Arbeitgebers verl�ngert sich die K�ndigungs-
frist also aufgrund gesetzlicher Bestimmungen je nach Dauer des
Besch�ftigungsverh�ltnisses ab dem zweiten Jahr, sofern keine der
nachfolgend aufgef�hrten Ausnahmen gelten. Bei der Berechnung
der Besch�ftigungsdauer wurden – entsprechend dem Gesetzes-
wortlaut in § 622 Abs. 2 Satz 2 BGB – Zeiten, die vor der Vollendung
des f�nfundzwanzigsten Lebensjahres des Arbeitnehmers liegen,
nicht ber�cksichtigt. Mit seiner Entscheidung v. 19.1.2010 hat der
EuGH festgestellt, dass die gesetzliche Regelung in § 622 Abs. 2
Satz 2 BGB gegen das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters
(RL 2000/78) verstçßt und daher von den nationalen Gerichten nicht
l�nger angewendet werden darf (EuGH v. 19.1.2010, Az. C-555/07
K�c�kdeveci). Daher sind f�r K�ndigungen nach dem 2.12.2006 (vgl.
BAG v. 9.9.2010, Az. 2 AZR 714/08) bei der Berechnung der gesetz-
lichen K�ndigungsfrist auch solche Besch�ftigungszeiten anzurech-
nen, die vor der Vollendung des f�nfundzwanzigsten Lebensjahres
liegen. Die Verl�ngerung der gesetzlichen K�ndigungsfrist je nach
Dauer der Betriebszugehçrigkeit stellt hingegen keine verbotene Al-
tersdiskriminierung dar (BAG v. 18.9.2014, Az. 6 AZR 636/13), ob-
wohl hierdurch �ltere Arbeitnehmer mittelbar beg�nstigt werden.

F�r K�ndigungen des Arbeitgebers verl�ngert sich die K�ndigungs-
frist also aufgrund gesetzlicher Bestimmungen je nach Dauer des
Besch�ftigungsverh�ltnisses ab dem zweiten Jahr, sofern keine der
nachfolgend aufgef�hrten Ausnahmen gelten. § 622 Abs. 2 Satz 2
BGB, wonach bei der Berechnung der K�ndigungsfrist Besch�fti-
gungszeiten vor Vollendung des 25. Lebensjahres unber�cksichtigt
bleiben, ist f�r K�ndigungen nach dem 2.12.2006 nicht anzuwenden
(BAG v. 9.9.2010, Az. 2 AZR 714/08). Verweist eine tarifvertragliche
Regelung, die Bestimmungen zu K�ndigungsfristen und K�ndi-
gungsterminen enth�lt, hinsichtlich der Berechnung der K�ndi-
gungsfrist rein deklaratorisch auf die gesetzliche Anrechnungsvor-

schrift des § 622 Abs. 2 Satz 2 BGB, geht dieser Verweis f�r
K�ndigungen, die nach dem 2.12.2006 erkl�rt wurden, ins Leere. Die
Regelung des § 622 Abs. 2 Satz 2 BGB ist mit Unionsrecht un-
vereinbar und in dessen Geltungsbereich unanwendbar (BAG v.
29.9.2011, Az. 2 AZR 177/10). Eine K�ndigung muss bestimmt und
unmissverst�ndlich erkl�rt werden. Der Empf�nger einer ordentli-
chen K�ndigungserkl�rung muss erkennen kçnnen, wann das Ar-
beitsverh�ltnis enden soll. Regelm�ßig gen�gt hierf�r die Angabe
des K�ndigungstermins oder der K�ndigungsfrist. Ausreichend ist
aber auch ein Hinweis auf die maßgeblichen gesetzlichen Fristen-
regelungen, wenn der Erkl�rungsempf�nger hierdurch unschwer er-
mitteln kann, zu welchem Termin das Arbeitsverh�ltnis enden soll
(BAG v. 12.6.2013, Az. 4 AZR 969/11).

Eine K�ndigung muss bestimmt und unmissverst�ndlich erkl�rt
werden. Der Empf�nger einer ordentlichen K�ndigungserkl�-
rung muss erkennen kçnnen, wann das Arbeitsverh�ltnis enden
soll. Regelm�ßig gen�gt hierf�r die Angabe des K�ndigungs-
termins oder der K�ndigungsfrist. Ausreichend ist aber auch ein
Hinweis auf die maßgeblichen gesetzlichen Fristenregelungen,
wenn der Erkl�rungsempf�nger hierdurch unschwer ermitteln
kann, zu welchem Termin das Arbeitsverh�ltnis enden soll (BAG
v. 12.6.2013, Az. 4 AZR 969/11).

W�hrend einer vereinbarten Probezeit gilt gem�ß § 622 Abs. 3
BGB eine zweiwçchige K�ndigungsfrist. Ein K�ndigungstermin
ist hierbei nicht einzuhalten. Die Probezeit darf allerdings nicht
f�r l�nger als sechs Monate vereinbart werden.

WICHTIG !
Sieht der Arbeitsvertrag eine Probezeit von l�ngstens sechs Mona-
ten vor, kann das Arbeitsverh�ltnis gem�ß § 622 Abs. 3 BGB ohne
weitere Vereinbarung von beiden Seiten mit einer Frist von zwei
Wochen gek�ndigt werden. Ist jedoch in einem vom Arbeitgeber
vorformulierten Arbeitsvertrag in einer weiteren Klausel eine l�ngere
K�ndigungsfrist festgelegt, ohne unmissverst�ndlich deutlich zu ma-
chen, dass diese l�ngere Frist erst nach dem Ende der Probezeit
gelten soll, ist dies vom Arbeitnehmer regelm�ßig dahin zu verste-
hen, dass der Arbeitgeber schon w�hrend der Probezeit nur mit der
vereinbarten l�ngeren Frist k�ndigen kann (BAG v. 23.3.2017, Az. 6
AZR 705/15).

„Die ersten sechs Monate gelten als Probezeit. W�hrend dieser Zeit
kann das Arbeitsverh�ltnis mit einer Frist von zwei Wochen gek�n-
digt werden. Nach Ablauf der Probezeit kann das Arbeitsverh�ltnis
von beiden Seiten unter Einhaltung der gesetzlichen K�ndigungs-
fristen gem. § 622 Abs. 2 BGB gek�ndigt werden.“

Von den gesetzlichen K�ndigungsfristen kann nur durch Tarif-
vertrag oder durch einzelvertragliche Vereinbarung abgewichen
werden.

2. Tarifvertragliche K�ndigungsfristen
Nach § 622 Abs. 4 BGB kçnnen durch Tarifvertrag k�rzere
oder l�ngere als die gesetzlich vorgesehenen K�ndigungsfris-
ten vereinbart werden. Der Arbeitgeber ist daran gebunden.

3. Einzelvertragliche K�ndigungsfristen
Auch durch den einzelnen Arbeitsvertrag kann von den gesetz-
lichen Mindestk�ndigungsfristen abgewichen werden, aller-
dings nur innerhalb der Vorgaben des § 622 Abs. 5 BGB.

3.1 Verk�rzung der gesetzlichen K�ndigungsfrist
Eine k�rzere K�ndigungsfrist kann nur dann vereinbart werden,
wenn

E ein Arbeitnehmer zur vor�bergehenden Aushilfe eingestellt
ist (§ 622 Abs. 5 Nr. 1 BGB). Dauert das Arbeitsverh�ltnis
aber l�nger als drei Monate, gilt wieder die Mindestk�ndi-
gungsfrist von vier Wochen; oder wenn

E der Arbeitgeber in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer
(Auszubildende sind nicht mitzurechnen) besch�ftigt. Bei
der Feststellung der Zahl der besch�ftigten Arbeitnehmer
sind teilzeitbesch�ftigte Arbeitnehmer mit einer regelm�ßi-
gen wçchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stun-..
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den mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu
ber�cksichtigen.

3.2 Verl�ngerung der gesetzlichen K�ndigungsfrist

Der Arbeitgeber hat in der Regel ein Interesse daran, sich vor
kurzfristigen K�ndigungen seiner Mitarbeiter zu sch�tzen. Die
einzelvertragliche Verl�ngerung der gesetzlichen K�ndigungs-
fristen ist ebenso wie der vertragliche Ausschluss der ordentli-
chen K�ndigung f�r einen l�ngeren Zeitraum grunds�tzlich zu-
l�ssig. Die Frist f�r den Arbeitnehmer darf aber nicht l�nger als
die f�r die K�ndigung des Arbeitgebers sein (§ 622 Abs. 6
BGB).

ACHTUNG !
Wird die gesetzliche K�ndigungsfrist f�r den Arbeitnehmer in All-
gemeinen Gesch�ftsbedingungen (vorformulierten Arbeitsvertr�gen)
erheblich verl�ngert, kann darin auch dann eine unangemessene
Benachteiligung entgegen den Geboten von Treu und Glauben im
Sinn von § 307 Abs. 1 S. 1 BGB liegen, wenn die K�ndigungsfrist f�r
den Arbeitgeber in gleicher Weise verl�ngert wird (z. B. bei einer
dreij�hrigen K�ndigungsfrist BAG v. 26.10.2017, Az. 6 AZR 158/16).

Zu beachten ist auch, dass die mit l�ngerer Besch�ftigungs-
dauer automatisch eintretende Verl�ngerung der gesetzlichen
K�ndigungsfristen in § 622 Abs. 2 BGB nur f�r eine Arbeit-
geberk�ndigung gilt. Der Arbeitnehmer kçnnte also auch nach
Jahrzehnten mit einer K�ndigungsfrist von vier Wochen k�ndi-
gen. Deshalb ist jedem Arbeitgeber dringend zu empfehlen, die
Geltung gleich langer K�ndigungsfristen vertraglich zu verein-
baren.

Formulierungsbeispiel:
„Die gesetzlichen K�ndigungsfristen in § 622 BGB finden unter der
Maßgabe Anwendung, dass die verl�ngerten K�ndigungsfristen
(§ 622 Abs. 2 BGB) auch f�r die K�ndigung des Arbeitsverh�ltnisses
durch den Arbeitnehmer gilt.“

4. Rechtsfolgen einer falschen Fristberechnung

Soweit die einschl�gige K�ndigungsfrist nicht eingehalten wur-
de, f�hrt dies streng genommen zur Unwirksamkeit der K�ndi-
gung. Nachdem es sich jedoch bei der K�ndigungserkl�rung
um eine einseitige Willenserkl�rung handelt, ist auch der tat-
s�chliche Wille des Erkl�renden zugrunde zu legen. In aller Re-
gel besteht die Vermutung, dass der K�ndigende das Arbeits-
verh�ltnis in jedem Fall beenden will, wenn schon nicht mit der
gew�hlten, dann doch wenigstens mit der tats�chlich mçgli-
chen K�ndigungsfrist. Aus diesem Grund wird eine unwirksame
K�ndigung mit fehlerhafter K�ndigungsfrist i. d. R. in eine wirk-
same K�ndigung mit tats�chlicher K�ndigungsfrist umgedeu-
tet; sie wird dann zu diesem (sp�teren) Zeitpunkt wirksam.

Eine solche Umdeutung ist jedoch nicht zwingend. Das BAG
hat in seiner Entscheidung v. 15.5.2013, Az. 5 AZR 130/12
ausdr�cklich offen gelassen, ob eine ordentliche K�ndigung mit
objektiv fehlerhafter K�ndigungsfrist im Regelfall als eine solche
mit rechtlich zutreffender K�ndigungsfrist ausgelegt werden
kann. Fehlen jegliche Anhaltspunkte f�r die Auslegung, dass
der K�ndigende mit der K�ndigung das Arbeitsverh�ltnis jeden-
falls – auch zu einem sp�teren Zeitpunkt – beenden wollte, so
kommt im Zweifel keine Umdeutung der (unwirksamen) K�ndi-
gung zu einem bestimmten Datum in eine (wirksame) K�ndi-
gung zu einem anderen Datum in Betracht. Eine vom Arbeit-
geber mit zu kurzer K�ndigungsfrist zu einem bestimmten
Datum erkl�rte ordentliche K�ndigung, die den Zusatz „frist-
gem�ß zum“ enth�lt, kann als K�ndigung zum richtigen K�ndi-
gungstermin ausgelegt werden, wenn es dem Arbeitgeber f�r
den Arbeitnehmer erkennbar wesentlich um die Einhaltung der
maßgeblichen K�ndigungsfrist ging und sich das in die K�ndi-
gungserkl�rung aufgenommene Datum lediglich als das Ergeb-
nis einer fehlerhaften Berechnung der zutreffenden K�ndi-

gungsfrist erweist (vgl. sehr ausf�hrlich zur Thematik der
Umdeutung BAG v. 15.5.2013, Az. 5 AZR 130/12).

ACHTUNG !
Die Unwirksamkeit einer K�ndigung muss der Arbeitnehmer grund-
s�tzlich innerhalb der Klagefrist des § 4 KSchG (3-Wochen-Frist)
geltend machen. Will er aber lediglich festgestellt wissen, dass die
vom Arbeitgeber bekanntgegebene Frist zur ordentlichen K�ndi-
gung (z. B. wegen der unterbliebenen Ber�cksichtigung von Be-
sch�ftigungszeiten vor Vollendung des 25. Lebensjahres) unzutref-
fend berechnet wurde, so kann er dies – innerhalb der Grenzen der
Verwirkung – auch nach Ablauf der 3-Wochen-Frist noch gerichtlich
geltend machen, sofern sich aus dem K�ndigungsschreiben ergibt,
dass der Arbeitgeber die objektiv einzuhaltende K�ndigungsfrist
wahren wollte (BAG v. 9.9.2010, Az. 2 AZR 714/08). Scheidet jedoch
eine Umdeutung aus den o.g. Gr�nden aus, so muss die aus der
unzureichenden K�ndigungsfrist herr�hrende Unwirksamkeit der
K�ndigung innerhalb der Klagefrist des § 4 KSchG geltend gemacht
werden; andernfalls gilt die mit zu kurzer Frist ausgesprochene K�n-
digung nach § 7 KSchG als rechtswirksam und beendet das Arbeits-
verh�ltnis zum „falschen Termin“ (BAG v. 15.5.2013, Az. 5 AZR
130/12). Eine K�ndigungsschutzklage wahrt die Klagefrist des § 4
KSchG auch f�r eine Folgek�ndigung, die vor dem oder zeitgleich
mit dem Beendigungstermin der ersten K�ndigung wirksam werden
soll, jedenfalls dann, wenn der Arbeitnehmer ihre Unwirksamkeit
noch vor Schluss der m�ndlichen Verhandlung erster Instanz gel-
tend macht (BAG v. 18.12.2014, Az. 2 AZR 163/14).

IV. R�cknahme der K�ndigung
Durch den Zugang der K�ndigungserkl�rung tritt automatisch
die Beendigung des Arbeitsverh�ltnisses ein. Eine R�cknahme
der K�ndigung kann nicht mehr einseitig, sondern allenfalls
noch durch Vereinbarung erfolgen. F�r eine einvernehmliche
K�ndigungsr�cknahme ist keine Form vorgeschrieben. Hierzu
gen�gt beiderseitiges einvernehmliches Handeln. Dies kann
beispielsweise auch dadurch geschehen, dass dem Verlangen
des Arbeitnehmers auf Weiterbesch�ftigung stattgegeben wird.

Wird die einvernehmliche R�cknahme der K�ndigung vor Ab-
lauf der K�ndigungsfrist vereinbart, besteht das Arbeitsverh�lt-
nis unver�ndert zu den alten Bedingungen fort. Geschieht dies
jedoch erst nach Ablauf der K�ndigungsfrist (wenn der Arbeit-
nehmer also nicht mehr arbeitet), liegt in der R�cknahme der
K�ndigung grunds�tzlich eine r�ckwirkend erfolgte Verl�nge-
rung des urspr�nglichen Arbeitsverh�ltnisses mit der Folge,
dass zwischen Beendigung und Fortsetzung des Arbeitsver-
h�ltnisses keine rechtliche L�cke besteht. Der Arbeitnehmer
hat also f�r die Zeit, in der er nicht besch�ftigt wurde, einen
Anspruch auf Zahlung des Gehalts (§ 615 BGB).

Auch nach Klageerhebung im Rahmen eines K�ndigungs-
schutzprozesses kann eine K�ndigung nicht einseitig, sondern
nur durch beidseitigen Vertrag „zur�ckgenommen“ werden.
Dem Arbeitgeber bleibt jedoch die Mçglichkeit, die K�ndi-
gungsschutzklage anzuerkennen.

WICHTIG !
Bei Anerkennung der Klage durch den Arbeitgeber ist der Arbeitneh-
mer nicht mehr verpflichtet, dort weiter zu arbeiten, wenn er inzwi-
schen ein neues Arbeitsverh�ltnis eingegangen ist und deshalb die
Fortsetzung der Besch�ftigung beim urspr�nglichen Arbeitgeber
verweigert (§ 12 KSchG).

B. K�ndigung durch den Arbeitgeber

I. Besonderheiten der Arbeitgeberk�ndigung

1. Arbeitnehmerschutz
Aus der urspr�nglichen �berlegung heraus, dass ein Arbeitneh-
mer in besonderer Weise von der Erhaltung seines Arbeitsplat-
zes und damit vom Arbeitgeber abh�ngig ist, wurde der Fort-..
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2. Abschließende �ußerung, dass keine Stellungnah-
me zur K�ndigung abgegeben wird

3. Keine Erkl�rung

4. �ußerung von Bedenken

5. Widerspruch gem�ß § 102 Abs. 3 BetrVG

Ende der �ußerungsfrist:

Die K�ndigung darf erst erkl�rt werden, wenn

q der Betriebsrat eine abschließende Erkl�rung zur
K�ndigung abgegeben hat, oder

q nach Ablauf von drei Tagen bei einer außer-
ordentlichen K�ndigung, bzw.

q nach Ablauf einer Woche bei einer ordentlichen
K�ndigung (auch wenn diese nur hilfsweise zur
außerordentlichen K�ndigung erkl�rt wurde).

q Einholung einer behçrdlichen Zustimmung

q bei Schwerbehinderten (§§ 85, 87 ff. SGB IX)

q bei Schwangeren w�hrend Schwangerschaft
oder nach Entbindung (§ 9 Abs. 3 MuSchG)

q bei Erziehungsurlaub (§ 18 BErzGG)

q Anzeige bei Behçrden

q bei Massenentlassungen (§ 17 KSchG)

q Bei betriebsbedingter K�ndigung pr�fen, ob dem Ar-
beitnehmer ein Wahlrecht zur Beanspruchung der
gesetzlichen Abfindung gem. § 1a KSchG f�r den
Fall des Klageverzichts einger�umt werden soll.

III. K�ndigungserkl�rung

q K�ndigung unbedingt schriftlich erkl�ren (§ 623 BGB)

q Briefpapier des im Arbeitsvertrag genannten Vertragspart-
ners verwenden, es sei denn der Betrieb ist zwischenzeit-
lich auf eine andere Person �bergegangen (Rechtsnach-
folge)

q Inhalt: K�ndigungsart und K�ndigungsfrist bzw. Beendi-
gungszeitpunkt

q Optional bei betriebsbedingter K�ndigung: Hinweis
auf betriebsbedingte Gr�nde und die Mçglichkeit zur Inan-
spruchnahme einer Abfindung gem. § 1a KSchG bei Ver-
zicht auf Erhebung einer K�ndigungsschutzklage

q Belehrung �ber Pflichten gem. § 38 SGB III

q Angabe des K�ndigungsgrundes nur in Berufsausbil-
dungsverh�ltnissen und bei der K�ndigung einer Schwan-
geren erforderlich

q Eigenh�ndige Unterzeichnung der K�ndigungserkl�rung
durch K�ndigungsberechtigten selbst, oder

q Eigenh�ndige Unterzeichnung durch bevollm�chtigten
Vertreter unter Vorlage einer Originalvollmacht

IV. �bermittlung der K�ndigungserkl�rung

q Persçnliche Aush�ndigung des Originals an Empf�nger
gegen Empfangsbest�tigung

q Wenn Unterzeichnung verweigert wird: Zugang durch Zeu-
gen sichern (Aktennotiz)

q Sonst Einschreiben/R�ckschein

E. Muster:
K�ndigung

Musterschreiben und Vertragsgestaltungen m�ssen den jeweiligen
Notwendigkeiten und den individuellen Bed�rfnissen der Arbeitsver-
tragsparteien Rechnung tragen. Die in diesem Werk abgebildeten
Muster kçnnen hierbei nur eine Hilfe sein. Deshalb ist im Einzelfall zu
pr�fen, inwieweit hier vorgeschlagene Formulierungen sinnvoll oder
entbehrlich sind. Die Anpassung an den jeweiligen Einzelfall ist daher
zwingend notwendig.

I. Ordentliche K�ndigung
Sehr geehrter Herr . . . . . . . . . /Sehr geehrte Frau . . . . . . . . . ,

hiermit k�ndigen wir das seit . . . . . . . . . bestehende Arbeitsverh�ltnis
unter Einhaltung der einschl�gigen K�ndigungsfrist von . . . . . . . . .
Wochen/Monaten ordentlich zum . . . . . . . . .

Der Betriebsrat wurde zu dieser K�ndigung angehçrt. Die Stellung-
nahme des Betriebsrats ist in Anlage beigef�gt [oder: Der Betriebs-
rat wurde zu dieser K�ndigung angehçrt und hat ihr nicht wider-
sprochen].

„Wir weisen Sie darauf hin, dass gem. § 38 SGB III verpflichtet sind,
sich sp�testens drei Monate vor Beendigung des Arbeitsverh�ltnis-
ses persçnlich bei der Agentur f�r Arbeit zu melden …“

oder (wenn zwischen Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und
der Beendigung weniger als drei Monate liegen):

„Wir weisen Sie darauf hin, dass Sie gem. § 38 SGB III verpflichtet
sind, sich innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendi-
gungszeitpunktes, also nach Erhalt dieses Schreibens, persçnlich
bei der Agentur f�r Arbeit zu melden …“

und (in beiden F�llen):

„… Andernfalls kann Ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld verk�rzt wer-
den. Sie sind ferner dazu verpflichtet, selbst bei der Suche nach
einem anderen Arbeitsplatz aktiv zu werden.“

Optional bei betriebsbedingter K�ndigung: Wir weisen ferner da-
rauf hin, dass die K�ndigung aus dringenden betrieblichen Gr�nden
erfolgt und Ihnen wegen der betriebsbedingten Beendigung ein ge-
setzlicher Anspruch auf Zahlung einer Abfindung gem. § 1a KSchG
zusteht, sofern Sie gegen die K�ndigung innerhalb der gesetzlichen
Klagefrist keine Klage erheben. Die Hçhe der Abfindung betr�gt
gem. § 1a KSchG 0,5 Monatsverdienste f�r jedes Jahr des Beste-
hens des Arbeitsverh�ltnisses. Als Monatsverdienst gilt gem. § 10
Abs. 3 KSchG was Ihnen bei der f�r Sie maßgebenden regelm�ßi-
gen Arbeitszeit in dem Monat, in dem das Arbeitsverh�ltnis endet,
an Geld und Sachbez�gen zusteht. Bei der Ermittlung der Dauer des
Arbeitsverh�ltnisses ist ein Zeitraum von mehr als sechs Monaten
auf ein volles Jahr aufzurunden. Sollten Sie also gegen die K�ndi-
gung bis zum Ablauf der gesetzlichen Klagefrist keine Klage erhe-
ben, steht Ihnen nach Ablauf der K�ndigungfrist eine Abfindung in
Hçhe von e . . . . . . . . . zu.

Bitte best�tigen Sie uns den Erhalt dieses Schreibens auf der in
Anlage beigef�gten Empfangsbest�tigung. F�r R�ckfragen steht Ih-
nen Herr/Frau . . . . . . . . . gerne zur Verf�gung.

Mit freundlichen Gr�ßen

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Ort, Datum

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
K�ndigungsberechtigter oder

bevollm�chtigte Person

Anlagen:

E K�ndigungsvollmacht (Original)

E Stellungnahme des Betriebsrats vom . . . . . . . . . [Eine Stellung-
nahme des Betriebsrats ist dem K�ndigungsschreiben nur im
Falle des Widerspruchs zwingend beizuf�gen.]

E Formular Empfangsbest�tigung
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